
Deutscher Bundestag Drucksache 14/9125
14. Wahlperiode 16. 05. 2002

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung vom
8. Mai 2002 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.

Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Irmgard Schwaetzer, Dirk Niebel,
Dr. Heinrich L. Kolb, Dr. Wolfgang Gerhardt und der Fraktion der FDP
– Drucksache 14/8946 –

Zum Abschluss einer privaten Berufsunfähigkeitsversicherung

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Zum 2. Januar 2001 ist die Rente wegen Berufsunfähigkeit weggefallen und
an ihre Stelle die Erwerbsminderungsrente getreten. Für die nach dem
1. Januar 1961 Geborenen bedeutet diese Veränderung, dass sie im Falle von
Berufsunfähigkeit durch den Abschluss einer privaten Berufsunfähigkeits-
versicherung einer Versorgungslücke entgehen können. Nach ersten Erfahrun-
gen gestaltet es sich allerdings in der Praxis offensichtlich schwierig, eine
private Berufsunfähigkeitsversicherung abzuschließen. Gerade bei der Perso-
nengruppe mit qualifizierter Berufsausbildung ist die Sorge besonders groß,
bei Berufsunfähigkeit ins soziale Abseits zu geraten.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Es ist richtig, dass die bisherige Rente wegen Berufsunfähigkeit für jüngere
Versicherte weggefallen ist. Allerdings ist diese Veränderung vor dem Hinter-
grund zu sehen, dass in dem mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU
und der FDP verabschiedeten Rentenreformgesetz 1999 (RRG 1999) ein Weg-
fall der Berufsunfähigkeitsrente für alle Versicherten vorgesehen war – und dies
übergangslos bereits zum 1. Januar 2000. Nach den von den Fraktionen der
CDU/CSU und der FDP verabschiedeten Regelungen hätte also bei Eintritt von
Berufsunfähigkeit ab Jahresbeginn 2000 generell kein Versicherter mehr An-
spruch auf eine Rente wegen Berufsunfähigkeit gehabt.
Mit der in der Fragestellung angesprochenen Regelung wurde folglich ein fall-
beilartiger, unsozialer Einschnitt der früheren Regierungskoalition aus CDU/
CSU und FDP in die Leistungen bei verminderter Erwerbsfähigkeit korrigiert,
nachdem zunächst das Inkrafttreten der Neuregelung der Renten wegen vermin-
derter Erwerbsfähigkeit bis zum 31. Dezember 2000 ausgesetzt worden war –
mit der Folge, dass im Jahr 2000 die Rente wegen Berufsunfähigkeit noch
unverändert in Anspruch genommen werden konnte.
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Bei der im Dezember 2000 verabschiedeten und zum 1. Januar 2001 in Kraft
getretenen Neuregelung wurde zwar die Einführung einer zweistufigen Er-
werbsminderungsrente aus dem RRG 1999 übernommen, damit einhergehend
werden aber die unsozialen Maßnahmen in diesem Leistungsbereich korrigiert.
So wurden u. a. die im RRG 1999 von CDU/CSU und FDP vorgesehene Ab-
schaffung der arbeitsmarktbedingten Erwerbsminderungsrenten verhindert und
eine als Übergangsregelung ausgestaltete Teilrente bei Berufsunfähigkeit für
über 40-Jährige in das neue System der zweistufigen Erwerbsminderungsrente
integriert. Damit wird ein Berufsschutz für Versicherte, die bis zum 1. Januar
1961 geboren sind, beibehalten.
Der Wegfall des Berufsschutzes zum 1. Januar 2001 betrifft also im Unter-
schied zu den Regelungen im RRG 1999 nur jüngere Versicherte, für die das
Risiko des Eintritts von Berufsunfähigkeit statistisch gesehen geringer ist als
für ältere Versicherte und die sich deshalb auf eine Veränderung der Rechtslage
besser einstellen können. Damit wird das berechtigte Vertrauen der Versicher-
ten in angemessener Weise geschützt. Denn eine Rentenart, auf die sich alle
Versicherten seit Jahrzehnten eingestellt hatten, kann nicht fallbeilartig ohne
jede Übergangsregelung vollständig abgeschafft werden. Die sich daraus erge-
bende Stichtagsproblematik für die Abgrenzung des vom Vertrauensschutz er-
fassten Personenkreises musste dabei in Kauf genommen werden. Sie hätte sich
nach den Regelungen im RRG 1999 in weitaus schärferer Form gestellt.
Die Gewährung eines über die jetzige Regelung hinausgehenden Vertrauens-
schutzes scheidet jedoch aus. Die Berufsunfähigkeitsrente behandelte die Ver-
sicherten ungleich und widersprach damit dem Grundsatz „gleiche Beiträge für
gleiche Leistungen“. Begünstigt wurden Versicherte mit besonderen Qualifika-
tionen und entsprechender beruflicher Position, denn nur diese erhielten eine
Berufsunfähigkeitsrente, weil sie ihren bisherigen oder einen zumutbaren an-
deren Beruf nur noch eingeschränkt ausüben konnten, auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt aber noch voll einsetzbar waren. Versicherte ohne besondere be-
rufliche Qualifikationen mussten die Rente wegen Berufsunfähigkeit mit ihren
Beiträgen mitfinanzieren, erhielten aber – da für sie jede Tätigkeit auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt zumutbar war – bei gleicher gesundheitlicher Leis-
tungseinschränkung keine Berufsunfähigkeitrente.
Die auch vor diesem Hintergrund von der gesetzlichen Rentenversicherung
allein zu übernehmende Sicherungsfunktion bei vorzeitigem Verlust der Er-
werbsfähigkeit bleibt in Form der Renten wegen Erwerbsminderung uneinge-
schränkt aufrechterhalten. Auf diese Renten haben im Unterschied zur Berufs-
unfähigkeitsrente alle Versicherten unter gleichen Voraussetzungen und damit
unabhängig von ihrer Ausbildung und beruflichen Tätigkeit Anspruch.

1. Ist der Bundesregierung bekannt, dass viele von ansonsten gesunden An-
tragstellern aufgrund von relativ harmlosen Vorerkrankungen (so genann-
ter Volkskrankheiten, wie z. B. Allergien oder Diabetes) von den Versiche-
rern abgelehnt werden oder Ausschlüsse für die Vorerkrankungen (z. B.
wegen Gelenkschäden etc.) bekommen?

Ist ihr bekannt, dass die Chancen derjenigen, die ein einziges Mal den Rat
eines Psychologen in Anspruch genommen haben, gegen Null tendieren?
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2. Was geschieht mit den qualifizierten Berufsgruppen (Leistungsträgern),
die nach der neuen Rentenregelung keinen Berufsschutz mehr genießen,
aber auch durch die privaten Berufsunfähigkeitsversicherer entweder kei-
nen Versicherungsschutz oder nur einen mit Ausschlüssen erhalten?

Die geschilderten Fälle sind im Grundsatz bereits aus der privaten Krankenver-
sicherung bekannt und sind Folge der für den Abschluss von Versicherungsver-
trägen geltenden Vertragsfreiheit. Dies bedeutet, dass gegenüber privaten Versi-
cherungsunternehmen kein Anspruch auf Vertragsabschluss (sog. Kontrahie-
rungszwang) besteht.
Darüber hinaus bedeutet das Auslaufen der Rente wegen Berufsunfähigkeit
nicht, dass jüngere Versicherte mit qualifizierter Berufsausbildung, die von der
zum 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Neuregelung erfasst werden, in der ge-
setzlichen Rentenversicherung keinen Schutz mehr genießen würden. Ein Ver-
sicherter, der lediglich in seinem ausgeübten Beruf vermindert erwerbsfähig ist,
stellt eine große Ausnahme dar. Von den Versicherten, denen im Jahr 2000 eine
Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit (also einschließlich Renten wegen
Berufsunfähigkeit) bewilligt wurde, konnten auf dem allgemeinen Arbeits-
markt nur weniger als 4 % noch ganztags erwerbstätig sein. In aller Regel ist
also die Erwerbsfähigkeit von Versicherten, die ihren bisherigen Beruf nicht
mehr ausüben können, zugleich auch auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
eingeschränkt, so dass sie dann entweder einen Anspruch auf eine Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung oder – und dies insbesondere im Hinblick auf die
Beibehaltung der so genannten arbeitsmarktbedingten Erwerbsminderungsren-
ten – sogar auf eine Rente wegen voller Erwerbsminderung haben.

3. Wie kann dieser Berufsgruppe (so genannte Leistungsträger) ein fairer
Anspruch gesichert werden, bei Invalidität nicht jede x-beliebige Tätigkeit
annehmen zu müssen?

4. Welche Überlegungen oder welche konkreten Vorschläge hat die Bundes-
regierung, dieses Problem zu lösen?

Wie bereits in der Antwort auf Frage 1 und 2 dargelegt, bedeutet der Wegfall
des Berufsschutzes nicht, dass jüngere Versicherte im Falle gesundheitlich be-
dingter Einschränkung der Erwerbsfähigkeit vom Schutz der Rentenversiche-
rung ausgenommen wären. Auch in diesem Zusammenhang ist noch einmal
ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass das Ausmaß der materiellen Auswirkun-
gen des Wegfalls der Berufsunfähigkeitsrente weit überschätzt wird.
Modifikationen der geltenden Vertrauensschutzregelung mit dem Ziel einer
Ausweitung des Berufsschutzes für den bisher begünstigten Personenkreis
stehen entweder im Widerspruch zu dem Reformziel, bei gleicher gesundheit-
licher Leistungseinschränkung einheitliche Prüfkriterien für die Feststellung
eines Rentenanspruchs zur Anwendung kommen zu lassen, oder schaffen un-
ausweichlich neue Abgrenzungsprobleme. Verwiesen wird im Übrigen noch
einmal darauf, dass mit der am 1. Januar 2001 in Kraft getretenen Neuregelung,
die anders als die Regelungen des RRG 1999 auch berechtigte schutzwürdige In-
teressen von Versicherten mit besonderen Qualifikationen und entsprechenden
beruflichen Positionen berücksichtigt, unsoziale und fallbeilartige Regelungen
ersetzt wurden, die CDU/CSU und FDP mit dem von ihnen verabschiedeten
Gesetz gerade auch zu Lasten dieser Versicherten vorgesehen hatten.
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